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Die Billag: Erhebung von Radio- und Fernsehgebühren in der Schweiz 

Die Billag taucht in der Schweiz immer 
wieder als Reizthema auf. Was ist die 
Billag überhaupt, und wieso bezahlen wir 
Gebühren für Radio und Fernsehen?  
Die Billag erhebt Radio- und Fernsehge-
bühren, damit eine vielfältige und unab-
hängige Medienlandschaft garantiert 
werden soll. Die Gebührenerhebung 
wird oft kritisiert: Die Verteilung der Gel-
der oder die Berechtigung der Gebüh-
renerhebung im Zeitalter der (kostenlo-
sen) Internetmedien sind nur zwei Bei-
spiele. Dieser Artikel soll die Gedanken 
hinter der Gebührenerhebung, die Kritik-
punkte sowie die mögliche Zukunft der 
Billag beleuchten.  

Medien und öffentlicher Auftrag 

Wieso gibt es in der Schweiz ein staatli-
ches Fernsehen und Radio? Dieses An-
gebot ist in unserer Bundesverfassung 
verankert: Sie sollen zur allgemeinen Bil-
dung, zur Meinungsbildung, zur kulturel-
len Entfaltung und zur Unterhaltung bei-
tragen. 

In der Schweiz wird das Staatsfernsehen 
und Staatsradio durch die „Schweizeri-
sche Radio- und Fernsehgesellschaft“ 
SRG SSR produziert und publiziert (De-
tails im nächsten Abschnitt). Die SRG ist 
zusätzlich für die oben erwähnten Pflich-
ten, auch „öffentlicher Auftrag“ genannt, 
verantwortlich. 

Der „öffentliche Auftrag“ ist gesetzlich 
und konzessionsrechtlich (siehe Einfach 
erklärt) verankert. Sieben Aspekte wer-
den verlangt, welche die SRG mit ihrem 
Angebot fördern muss: Zusammenhalt 
der Schweiz, Integration (sowohl von 
Ausländern wie auch von Menschen mit-
einer Sinnesbehinderung), Demokratie, 
Schweizer Kulturschaffen, Bildung, Un-
terhaltung und der Auslandauftrag, wel-
cher die Zusammenarbeit mit internatio-
nalen Fernsehveranstaltern beinhaltet. 
Weiter beinhaltet der öffentliche Auftrag 

die sachgerechte Darstellung von Ereig-
nissen. 

Mithilfe der Medien können sich die Bür-
ger über gesellschaftliche Probleme und 
unterschiedliche Ansichten informieren. 
Dies ist möglich durch Sendeformate, in 
denen politische Themen debattiert wer-
den (Beispiel „Arena“).  

Das Staatsfernsehen und -radio sollen 
durch die von der Billag erhobenen Emp-
fangsgebühren unabhängig von wirt-
schaftlichen Interessen sein. Somit wird 
die Meinungsvielfalt garantiert, welche in 
einer Demokratie ein Grundpfeiler dar-
stellt. Das Vorhandensein vieler unter-
schiedlicher und unabhängiger Meinun-
gen führt dazu, dass keine Meinung do-
miniert und sich jeder Bürger seine ei-
gene Meinung bilden kann.  

Die Schweizerische Radio- und 

Fernsehgesellschaft SRG SSR 

Die SRG, rechtlich gesehen ein Verband 
von Vereinen und Genossenschaften, 
besteht aus vier Regionalgesellschaften 
zur Abdeckung aller Sprachgebiete: 

- Regionalgesellschaft SRG Deutsch-
schweiz (SRG.D) 

- Société régionale RTSR (RTSR) 

- Società regionale Corsi (Corsi) 

- und Societad regiunala SRG SSR 
Svizra Rumantscha (SRG.R).  

Die deutsche und französische Regio-
nalgesellschaften sind jeweils noch in 
Unterregionen aufgeteilt. 

Wie erfüllt die SRG ihren Auftrag? 

Die SRG benutzt ein Qualitätsmanage-
ment, um das Qualitätsniveau ihrer An-
gebote und die Erfüllung des „öffentli-
chen Auftrages“ zu messen. Verschie-
dene Standards wie die „Minimalstan-
dards Programmqualität SRG SSR“ und 
die „Publizistischen Leitlinien“ schreiben 
Werte wie „sachgerecht“, „vielfältig“ und  

„unabhängig“ vor. Das Unternehmen hat 
eine Ombudsstelle, bei der jeder und 
jede innerhalb von 20 Tagen eine Be-
schwerde zu einem Programm oder ei-
ner Sendung einreichen kann.  

Wer mit dem Entscheid der Ombuds-
stelle nicht einverstanden ist, kann sich 
zusätzlich an die „Unabhängige Be-
schwerdeinstanz für Radio und Fernse-
hen“ UBI wenden. Diese entscheidet, ob 
eine Sendung nationales oder internati-
onales Recht verletzt hat. Dieser Be-
schwerdemechanismus wurde einge-
führt, um den Gebührenzahlern ein Mit-
spracherecht in Bezug auf das Sen-
dungsangebot der SRG zu ermöglichen 
– denn die Gebührenerhebungsstelle 
Billag ist nicht für die Qualität der Staats-
medien verantwortlich.  

Politik aktuell, veröffentlicht am 09.03.2015 www.vimentis.ch

Die Billag ist eine private Firma, die im 
Auftrag des Bundes Gebühren für den 
Radio- und Fernsehempfang erhebt. Der 
Zweck der Gebührenerhebung ist die Fi-
nanzierung einer vielfältigen und vom Pri-
vatsektor unabhängigen Medienland-
schaft in der Schweiz. Das bisherige Sys-
tem sieht vor, dass sich jeder Empfän-
gerhaushalt selbst anmeldet und die jähr-
lichen Gebühren bezahlt - ansonsten 
droht eine Strafe.  

Eine Revision der gesetzlichen Grundla-
gen durch das Parlament im Herbst 
2014 sieht ein neues System vor, wo-
nach alle Haushalte einen Pauschalbe-
trag bezahlen. Dagegen wurde vom 
Schweizerischen Gewerbeverband ein 
Referendum ergriffen: im Juni 2015 wer-
den die Schweizer Stimmbürger über die 
Annahme dieses neuen Systems abstim-
men.  

Weitere, bisher wenig erfolgreiche Initia-
tiven verlangen eine komplette Abschaf-
fung der Billag-Gebühren. 

 

Zusammenfassung 



 

2 

Die Billag: Struktur und Gebüh-

renerhebung 

Die Billag ist eine Tochtergesellschaft 
der Swisscom und beschäftigt etwa 280 
Mitarbeiter. Ihr jährlicher Geschäftsbe-
richt und die Finanzzahlen sind deshalb 
im Geschäftsbericht der Swisscom ent-
halten.  

Die Grundlage für die Gebührenerhe-
bung durch die Billag befindet sich im 
„Bundesgesetz über Radio und Fernse-
hen“ (RTVG). Die technischen Details 

wie Höhe der Gebühren, die Melde-
pflicht und die Befreiung von diesen 
Pflichten sind in der „Radio- und Fern-
sehverordnung“ (RTVV) beschrieben. 
Das RTVG wurde vom Parlament im 
Herbst 2014 revidiert (d.h. überarbei-
tet), ist jedoch noch nicht in Kraft getre-
ten. Momentan wird deshalb das bishe-
rige System angewendet, wonach jeder 
Haushalt mit Empfangsgeräten selber 
für die Anmeldung bei der Billag verant-
wortlich ist. Nach der Inkraftsetzung der 
revidierten Verordnung wird jeder Haus-
halt sowie jedes Unternehmen mit einem 
Umsatz von jährlich mehr als 500‘000 
CHF einen Pauschalbetrag bezahlen 
müssen.  

Einnahmen und Verteilung der Bil-

lag-Gebühren 

Die jährlichen Einnahmen der Billag be-
trugen im Jahr 2013 1‘313 Mio. CHF. 
Davon gingen über 91% an die SRG, 
4% wurden für die Finanzierung der lo-
kalen und regionalen privaten Radio- und 
Fernsehsender (40 Radio- und 14 Fern-
sehsender) aufgewendet, 3% kamen 
der Billag für die Erhebung der Gebüh-
ren zugute und der Rest ging an das 
Bundesamt für Kommunikation 
(BAKOM), an die Nutzenforschung und 
wurde für neue Technologien aufgewen-
det.  

Revision des Gebührensystems 

Die bereits erwähnte Revision des RTVG 
durch das Parlament hat das Ziel, mehr 
Gerechtigkeit und Effizienz zu schaffen. 

Die Meldepflicht wird ab-
geschafft. Neu soll jeder 
Haushalt eine Gebühr 
von ca. CHF 400 bezah-
len, da davon ausgegan-
gen wird, dass heutzu-
tage jeder Haushalt 
über Empfangsgeräte 
verfügt (siehe auch Pro-
fiwissen). Damit wird die 
Gebührenerhebung ver-
einfacht, billiger und das 
System wird effizienter. 
Gegen diese Revision 
wurde bereits das Refe-

rendum durch den Schweizerischen Ge-
werbeverband (SGV) ergriffen. Im Juni 
2015 stimmen die Schweizer Stimmbür-
ger im Rahmen des Referendums über 
die Annahme oder Ablehnung der Ge-
setzesänderung ab. 

Kritik: Initiativen gegen die Billag 

Unabhängig von der Revision des RTVG  
wurden mehrere Initiativen ergriffen, die 
das Gebührenerhebungssystem für 
Fernseh- und Radiogebühren der 
Schweiz abschaffen oder verändern wol-
len. 

Kritikpunkte sind die intransparente Ver-
wendung der Billag-Gelder (vor allem 
der Betrag, den die Billag direkt erhält), 
die Ansicht, dass Privatsender die benö-
tigte Medienvielfalt genauso gut abde-
cken und das „Aufzwingen“ der Gebüh-
ren durch die Revision des RTVG und die 
Einführung von Pauschalgebühren. 

Service Public 

Als Service Public werden in der 

Schweiz alle öffentlichen Dienstleistun-

gen sowie die Infrastruktur bezeichnet, 

die der Bund, die Kantone oder die Ge-

meinden für die Allgemeinheit erbrin-

gen. Dazu gehören z.B. der öffentliche 

Verkehr, die Post, das Gesundheits-

wesen, die Bildung, die Abfallentsor-

gung wie auch das staatliche Medien-

angebot.  

Konzession 

Um in der Schweiz einen Radio-  oder 

Fernsehsender zu betreiben, benötigt 

man eine Bewilligung, auch Konzes-

sion genannt. Dies ist nötig, weil die 

verfügbaren Frequenzen zur Ausstrah-

lung der Sender Gemeingut sind und 

gewisse Qualitätsstandards sicherge-

stellt werden sollen. Daher ist eine 

Konzession immer nur die Verleihung 

eines Nutzungsrechts und in der Dauer 

beschränkt.  

Einfach erklärt 

Aktuell gültige Gebühren für Privat-

haushalte 

Nach dem bisherigen System belaufen 

sich die Gebühren für Radio- und Fern-

sehempfang für einen Privathaushalt 

auf CHF 462.40 pro Jahr. Wer nur Ra-

dio hört, bezahlt CHF 169.15 pro Jahr, 

wer nur fernsehen möchte, bezahlt 

jährlich CHF 293.25. Die Gebühren 

können auch dreimonatlich bezahlt 

werden. Zwischen den dreimonatli-

chen Zahlungen und der Einzelzahlung 

besteht kein Preisunterschied.  

Meldepflicht 

Wer über Radio- oder Fernsehemp-

fangsgeräte verfügt, ist verpflichtet, 

sich bei der Billag anzumelden und die 

jeweiligen Gebühren zu bezahlen. Als 

Empfangsgeräte gelten nicht nur klas-

sische Radio- und Fernsehgeräte, son-

dern alle möglichen Empfänger wie 

z.B. Smartphones, Tablets, Laptops o-

der Desktopcomputer.  

Wer sich nicht anmeldet, muss mit 

spontanen Besuchen von Billag-Ange-

stellten rechnen. Diese Besucher über-

prüfen, ob sich tatsächlich kein Emp-

fangsgerät im Haushalt befindet – falls 

doch, muss der Besitzer mit Bussen 

und eventuellen Nachzahlungen rech-

nen.  

Profiwissen 

Abbildung 1: Verteilung der Billag-Gebühren in Mio. CHF 

Quelle: BAKOM  
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Befürworter sehen in der Billag ein faires 
Mittel, um den „öffentlichen Auftrag“ zu 
garantieren. Sie verweisen unter ande-
rem auf Regionen wie den rätoromani-
schen Teil Graubündens, welcher ohne 
diese Gebühren keine Chance auf mut-
tersprachliche Nachrichten hätte. Eben-
falls in Gefahr wäre in den Augen der 
Befürworter die neutrale Berichterstat-
tung.  

Zu den Initiativen zählen unter anderen 
die „Radio und Fernsehen – ohne Billag“, 
die „No Billag“ und die noch nicht lan-
cierte „Ja zur Abschaffung der Billag-
Gebühren“-Initiative sowie die Petition 
„Radio- und Fernsehgebühren: 200 
Franken sind genug“. Diese sind bisher 
wenig erfolgreich, mit Ausnahme der „Ja 
zur Abschaffung der Billag-Gebühren“-
Initiative (diese hat nach einem Monat 
bereits die Hälfte der benötigten 
100'000 Unterschriften erhalten).  

Gebührenerhebung im Ausland 

Die meisten europäischen Staaten ver-
fügen über Staatsmedien in Form eines 

öffentlichen Rundfunks oder Ähnlichem. 
Die Gebühren wurden bspw. in 
Deutschland bis 2012 in ähnlicher 
Weise wie in der Schweiz nur verlangt, 
wenn ein Haushalt über entsprechende 
Geräte verfügt – seit 2013 wird ein Pau-
schalbeitrag von 215 EUR pro Jahr und 
Haushalt verrechnet. Österreich verfügt 
über dasselbe System wie die Schweiz 
und Deutschland bis 2012, wobei Mobil-
telefone und zum Teil auch Computer 
von der Gebühr ausgenommen sind. Der 
Betrag variiert von 238 EUR bis 300 
EUR pro Jahr je nach Bundesland. In 
Frankreich wird die Gebühr zusammen 
mit der Grundsteuer eingenommen und 
muss bezahlt werden, falls ein Haushalt 
ein Gerät besitzt, das den Fernsehemp-
fang ermöglicht. In den USA sind die 
nicht-kommerziellen öffentlichen Sender 
in der Minderheit; sie finanzieren sich 
selbstständig durch Spenden und freiwil-
lige Abonnements und mit staatlichen 
Zuschüssen. Eine separate Gebühr wird 
nicht erhoben.  

Ausblick: Bisheriges System, 

Pauschalgebühren oder gar 

keine Gebühren mehr? 

Dem schweizerischen Gebührensystem 
stehen drei verschiedene mögliche 
Schicksale bevor: Entweder (1) wird die 
Abstimmung im Juni 2015 positiv („Ja“) 
ausfallen, alles bleibt wie es ist und jeder 
Haushalt ist weiterhin selbst verantwort-
lich für die Begleichung der Billag-Ge-
bühren. Oder (2) das Abstimmungsre-
sultat fällt negativ („Nein“) aus, dann tritt 
ab 2018 das neue RTVG in Kraft und je-
der Haushalt muss eine Pauschalgebühr 
bezahlen. Sollte (3) eine der anderen er-
wähnten Initiativen genügend Unter-
schriften erhalten, ist eine komplette Ab-
schaffung der Billag als Gebührenerhe-
bungsstelle und im Extremfall sogar eine 
Abschaffung des Staatsfernsehens 
möglich. 
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